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Solidarische Leistungsgesellschaft – Leitbild für Gesellschaftsgestaltung aus dem Glauben

Zum Neujahrsempfang des Diözesankomitees der Katholiken im Bistum Münster

Samstag, 13. Januar 2007

Es gilt das gesprochene Wort!
Lässt sich Politik aus dem Glauben heraus machen?

Es gibt in Deutschland ein neues Interesse an christlichen Werten und an Tugenden. Die Nachrichtenmagazine Focus und Stern haben darüber lange Titelgeschichten gebracht. Auch Studien meines Ministeriums zeigen, dass Eltern christliche Werte suchen. Mehr als 80 Prozent der Deutschen befürworten Erziehungsziele, die sich an christlichen  Grundwerten orientieren: Nächstenliebe, Gewissensbildung, Wohltätigkeit stehen hoch im Kurs. Selbst die sog. „Fernstehenden“ setzen Hoffnungen in die christliche Wertevermittlung: 56 % von ihnen wünschen eine stärkere Rolle christlicher Wertvorstellungen im gesellschaftlichen Leben und in der Politik. 

Es gibt einen Run auf die konfessionell geprägten freien Schulen. Das Buch von Bernhard Bueb, dem ehemaligen Leiter von Salem, („Lob der Disziplin“) ist seit Monaten auf den Bestsellerlisten. 

Das sind nicht nur Spätfolgen einer Pädagogik, die über eine Generation lang glaubte, auf Werte verzichten zu können. Es steckt mehr dahinter. Obwohl viele sich nicht mehr als praktizierende Christen verstehen, würden sie einen Satz von Heinrich Böll aus den späten 50er Jahren ohne weiteres unterschreiben: 

„Selbst die allerschlechteste christliche Welt würde ich der besten heidnischen vorziehen, weil es in einer christlichen Welt Raum gibt für die, denen keine heidnische Welt je Raum gegeben hat, für die Krüppel und Kranken, für die Alten und Schwachen.“

Den meisten Zeitgenossen geht es so, wie Wolf Biermann es einmal prägnant ausgedrückt hat: Wir leben im Christentum wie die Fische im Wasser. Tragisch ist, dass die Renaissance religiöser Interessen weitgehend an den Kirchen vorbeigeht.

Die Zahlen, heruntergebrochen auf die einzelnen Kirchengemeinden sprechen Bände. da darf man sich nichts vormachen.

Man könnte sogar werten uns sich fragen: Passt es unter diesen Bedingungen überhaupt noch in die Zeit, sich bei der Gestaltung der Gesellschaft auf seinen Glauben zu berufen und explizit auf das christliche Menschenbild?
Ich meine ausdrücklich: Ja !

Denn das Spannungsverhältnis einer Programmatik und Denkweise, die sich ausdrücklich am Christlichen ausrichtet, und einer Gesellschaft, in der der Einfluss des Christlichen kontinuierlich zurückgeht, ist nicht neu.

Es ist gut 200 Jahre her, dass im Zuge der Säkularisierung der politisch-gesellschaftliche Einfluss der Kirchen wesentlich vermindert wurde.

Eines müssen wir zunächst anerkennen:

Religion und Politik gehören zwei verschiedenen Sphären an: Religion ist die umfassende Deutung menschlicher Existenz im Horizont der Gotteserfahrung. Politik ist die pragmatische Gestaltung des Öffentlichen. Wenn man versucht, die Spannung zwischen beiden Bereichen aufzulösen, hat das immer noch zu den großen Ungerechtigkeiten des Fundamentalismus geführt. 

Politik lässt sich nur unter Vorbehalt aus dem Glauben heraus gestalten.

Das gilt zuerst auf der persönlichen Ebene.

Als Politiker, der sich um seinen Glauben bemüht, gehe ich davon aus, dass eine durchbetete Welt, um mit der Hannoveraner Landesbischöfin Margot Käßmann zu sprechen, sich immer noch von einer rein säkularisierten unterscheidet.

Die religiöse Grundorientierung schützt mich davor, von der Politik mehr zu verlangen als sie leisten kann. Wir können nicht das Paradies auf Erden schaffen. In der Politik sind die Grenzen der Machbarkeit schnell erreicht.

Zur Politik gehört das Abwägen zwischen dem größeren und dem kleinere Übel. Politik ist der organisierte Kompromiss. Ideallösungen sind eher selten. Mit dieser Unzulänglichkeit muss auch christlich orientierte Politik leben.

Erst wenn man sich diese Einschränkungen klar gemacht hat, kann man darüber nachdenken, inwiefern Glaube und Religion doch eine gesellschaftsprägende Kraft haben. 

Sie können darüber sehr schöne Gedanken in der Enzyklika „Deus est caritas“ von Papst Benedikt XVI lesen.

Er anerkennt, dass Politik und Religion getrennte Sphären mit ihrer eigenen Sachlogik sind. „Die Kirche darf sich nicht an die Stelle des Staates setzen“.

Beide eint, dass es um Gerechtigkeit geht. Benedikt zitiert in dem Zusammenhang das berühmte Wort des Kirchenvaters Augustinus aus dem „Gottesstaat“: „Ein Staat, der sich nicht durch Gerechtigkeit definiert, wäre nur eine große Räuberbande“.

Der Glaube ersetzt Politik nicht, aber er gibt ihr Orientierungen. Er redet ihr ins Gewissen. Vor allem dann, wenn sie in der Gefahr ist, beim Ausgleich von Interessen wichtige Grundorientierungen zu verlieren. Religion und Kirche schaffen unter Politikern positive Unruhe. Wir sollten es deshalb als einen Teil unserer guten Kultur sehen, dass die Stimmen beider Kirchen und namentlich von Kardinal Lehmann und Bischof Huber in Berlin durchaus gehört werden.

2. Die Aktualität des christlichen Menschenbildes für die Politik

Der Bezug auf das christliche Menschenbild gewinnt z.B. in der CDU zunehmend an Bedeutung. Die Grundsatzkommission hat darüber im Dezember 2001 ein umfangreiches Papier veröffentlicht, das zuletzt im Februar 2006 ausführlich unter dem Stichwort „Wofür steht das „C“ im Bundesausschuss diskutiert worden ist.

Für mich ist deutlich: 

Dreh und Angelpunkt ist die Personwürde. Wo sie verletzt wird, kommen christliche Politiker in den Bereich des nicht mehr Verhandelbaren. Das gilt besonders am Anfang und am Ende des Lebens, betrifft also bioethische Fragen (Präimplantationsdiagnostik) und den Schutz des Alters bis hin zur aktiven Sterbehilfe. 

Lässt man diesen Zentralbereich einmal außer acht, so muss man zugeben, dass sich aus dem christlichen Menschenbild keine christliche Politik direkt ableiten lässt. Im Zentralbereich setzt das christliche Menschenbild Grenzen, darüber hinaus setzt es Ziele. Die sind aber nicht exklusiv. Es ist das Faszinierende am christlichen Menschenbild, das es Menschenbild unserer Verfassung geworden ist. Es ist überparteilich und in weiten Teilen interkulturell konsensfähig.

Es ist kein Zufall, dass im Freundeskreis der Katholischen Akademie in Berlin Politiker von vier im Bundestag vertretenen Parteien zusammen sind. Alle äußern sich regelmäßig zu einem Bibelwort, das Politik inspirieren kann. Dabei sind die Gemeinsamkeiten häufig größer als die Differenzen.

Offenheit des christlichen Menschenbildes und Integrationskraft bedingen sich. Es ermöglicht eine pragmatische Politik mit Augenmaß, die durchaus hinter der Ideallösung zurück bleiben kann, ohne deshalb gleich wertlos zu werden. 

Theologisch ist das darin begründet, dass das christliche Menschenbild die Fehlverhalten und Schwächen, also die Sündhaftigkeit des Menschen akzeptiert. Politikentwürfe, die erst den „neuen Menschen“ schaffen wollen, sind ihm fremd.

Deshalb ermöglicht das christliche Menschenbild den „verantworteten Kompromiss“ (Annette Schavan). Für christliche Politiker können Entscheidungen unbefriedigend sein (z.B. die Regelung der Schwangerschaftskonfliktberatung oder die Forschung an Embryonen im Rahmen der EU), sie sind trotzdem als Kompromiss dann tragfähig, wenn das Für und Wider gründlich abgewogen worden ist. Pragmatik geht vor Ideologie. 

Wer das für untragbar hält, sollte sich klarmachen, dass in einer Demokratie für Lösungen auch geworben werden muss. Bevor man nach dem Gesetzgeber ruft, sollte man die Herzen der Menschen gewonnen haben. Letzten Endes können Reformen nur dann greifen, wenn sie mit einem Mentalitätswandel, mit einem positiven Leitbild verbunden sind. Da der Staat sich in diesem Bereich als weltanschaulich neutral weitgehend zurückhält, sind die Träger von Überzeugungen, insbesondere die Kirchen gefragt.

3. Grundzüge der solidarischen Leistungsgesellschaft

Der Begriff „solidarische Leistungsgesellschaft“ stammt von Alois Glück. Es geht dabei im Kern darum, die Spannung zwischen Freiheit und Eigenverantwortung auf der einen Seite und Solidarität und Angewiesenheit auf der anderen Seite neu auszuloten. 

Dass dies immer eine zentrale politische Aufgabe ist, ist eigentlich nichts Neues. Neu sind die Akzente, die jetzt gesetzt werden.

Das Bewusstsein dafür, dass der Sozialstaat alter Prägung überfordert war mit dem Anspruch, praktisch alle Lebensrisiken abzufedern, sind in relativ kurzer Zeit gewachsen. 

Meinhard Miegel hat in seinem Buch „Die deformierte Gesellschaft“ noch heftig beklagt, dass die Deutschen sich anders als ihre europäischen Nachbarn weigern, den demografischen Wandel zur Kenntnis zu nehmen. Das gilt inzwischen nicht mehr. Die Leute wissen, dass es mit dem Ruf nach dem „Allesversorger“ Staat nicht weitergeht. 

Eigenverantwortung hat Vorrang vor der Erwartung auf Hilfe. Das ist der zentrale Paradigmenwechsel, der übrigens auch in der Katholischen Kirche erst Fuß fassen muss: „Dass durch die Pflege des Eigeninteresses am Ende das Gemeinwohl gefördert werden sollte, das war dem katholischen Denken fremd. Es hat gedauert, bis wir den Markt zu schätzen gelernt haben – nicht die pure Marktwirtschaft, aber den Wettbewerb als Teil einer Gesamtordnung der Gesellschaft“. So der Trierer Bischof Reinhard Marx. 

Allerdings wäre es ein Kurzschluss, das Sozialprinzip Solidarität jetzt nur noch als Nothilfe für die Schwachen zu sehen, die sich leider nicht selbst helfen können. Die katholische Sozialethikerin Marianne Heimbach-Steins hält das für ein „minimalistische Deutung der Solidarität“, die mit dem christlichen Menschenbild nicht vereinbar ist. Denn zu jedem Menschen gehöre es von Natur aus und nicht nur übergangsweise, angewiesen auf andere zu sein. „Niemand ist so arm, dass er nicht für andere eine Bereicherung sein kann, und niemand ist so reich, dass er nicht andere Menschen braucht“. So drückt das der Münchener Wirtschaftsethiker Karl Homann aus. 

Die Gemeinschaft muss deshalb nicht nur helfen, um die schlimmsten Risiken abzufedern, sondern sie muss „Vorleistungen erbringen, damit der einzelne überhaupt in die Lage versetzt wird, für sich selbst sorgen zu können“ (Nell-Breuning). Diese Einsicht hat für das zukünftige Verständnis von Solidarität zwei Konsequenzen:

Erstens: Wenn wir über Gerechtigkeit reden, steht ganz oben an die Beteiligungsgerechtigkeit, die durch Bildung erreicht werden kann. 80.000 junge Leute erreichen in Deutschland keinen ordentlichen Schulabschluss. Obwohl wir mehr als 80 Mrd. € jährlich in Bildung und Erziehung investieren, klaffen hier Gerechtigkeitslücken, die nicht hingenommen werden können. 

Zweitens: Solidarität muss weniger als staatlicher Leistungskatalog und wieder mehr als Aufgabe des Gemeinsinns gesehen werden. Familie, Nachbarschaft, bürgerschaftliches Engagement und Ehrenamt sind nicht mehr, wie das lange gesehen wurde, der kulturelle Überbau, sozusagen die Kür, unserer Gesellschaft, sondern sie werden zu einer Selbstverständlichkeit für alle. Erstmals hat der letzte Altenbericht der Bundesregierung darauf hingewiesen, dass ältere Menschen nach der Erwerbstätigkeit auch eine Verpflichtung zu Engagement haben.  

Für die Politik bedeutet das, alle Initiativen zu fördern, in denen Menschen sich über das Eigeninteresse hinaus an andere binden. Dabei ist die Familienpolitik zentral.

Deshalb ist es kurzsichtig, wollte man Familienförderung unter Nutzenaspekten sehen. Wegen finanzieller Anreize bekommen Menschen keine Kinder. Politik im Rahmen des solidarischen Leistungsgedankens kann nur Impulse unterstützen, die Menschen von sich aus haben. 

4. Schwerpunkte der Familienpolitik

In der Familienpolitik hat es für mich im vergangenen Jahr eine entscheidende Veränderung gegeben.

Familienpolitik (ebenso Kinder- und Jugendpolitik, Seniorenpolitik), Politik für alle Generationen und Geschlechter, hat den gleichen Bedeutungsrang wie Fragen der Wirtschaft und der Arbeit.
Eine Gesellschaft, die keine Antwort findet auf die Frage, wie sie künftig leben will, wird keine Zukunft haben.

Wir haben nur wirtschaftlich eine Zukunft, wenn auch Fragen des familiären Zusammenlebens eine Zukunft haben.

Ein chinesisches Sprichwort sagt. Wenn der Wind des Wandels weht, dann bauen die einen Mauern, die anderen Windmühlen.

Der globale Wind des Wandels weht.

Das ist eine Tatsache, die kann man beklagen oder begrüßen, aber er weht.

Wir haben uns in machen Feldern bewegt, manchmal auch Windmühlen gebaut, aber um Familien herum haben wir feste Mauern errichtet.

In der falschen Vorstellung, wenn wir möglichst nichts ändern, dann bleibt alles beim Alten.

Falsch: Während um uns herum die Welt sich rasant ändert, haben wir kaum Anpassungen geschafft, damit Familie heute noch lebbar ist, damit Familie, Ausbildung und Beruf miteinander vereinbar ist.

Die Folgen der starren Verhaltensmuster sind inzwischen an nüchternen statistischen Zahlen ablesbar: Ein Drittel des Jahrganges 1965 wird kinderlos bleiben.

In kaum einem anderen Land werden so wenige Kinder geboren.

Familie scheint in unserem Land nicht ausreichend Unerstützung zu erfahren.

Ein Blick auf andere Länder zeigt, dass die Kinderzahl keine Größe ist, die sich naturgesetzlich nach unten entwickelt. Einigen Ländern, wie z.B. Frankreich, Schweden, Dänemark ist es sogar gelungen, dass die Kinderzahl stabil bleibt oder sogar wieder zunimmt.

Im Trend nimmt die Geburtenentwicklung in allen Wissensgesellschaften ab, aber:

in Deutschland ist das Ergebnis besonders drastisch.

Dies hat wesentlich damit zu tun, dass wir Veränderungen der Rahmenbedingungen zu lange ignoriert und unterschätzt haben, insbesondere bei den Frauen.

Denn die Lebensentwürfe junger Frauen haben sich geändert. 

Die meisten von ihnen wollen beides: einen Beruf, der ihnen Erfüllung und Unabhängigkeit gibt, und eine Familie

Mütter und Väter sind heute nicht frei darin, ihre Berufstätigkeit und ihr Familienleben so miteinander in Einklang zu bringen, wie es für sie notwendig wäre und wie sie es wünschen.

Wir beginnen zu begreifen: eine Gesellschaft ohne Kinder wird scheitern. 

Die Perspektive kann daher nur heißen: Wir brauchen mehr Kinder in den Familien, wir brauchen auch mehr Familie in der Gesellschaft.
Wir brauchen auch Wertschätzung für Erziehungsarbeit ebenso wie für Pflegearbeit.
Politik für Familien muss sich an den veränderten Wünschen und Lebensvorstellungen junger Menschen orientieren und die Rahmenbedingungen dafür schaffen, dass Menschen ihre Kinderwünsche erfüllen können und dies in Einklang mit anderen Lebensplanungen.

Wir müssen Familienpolitik erneuern, um Familie bewahren.

Das ist eine wertkonservative und gleichzeitig sehr moderne Perspektive.

Wir brauchen:

· gezielte finanzielle Unterstützung gerade in der Familiengründungsphase,
· gute Betreuungsmöglichkeiten,
· wir müssen darüber nachdenken, wie wir Raum und Zeit für Kinder in einer modernen Arbeitswelt schaffen können.

Zielgenaue finanzielle Leistungen für Familien – wie z.B. Elterngeld und Steuervorteile – allein führen weder zu einer höheren Geburtenrate noch zu einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

· Wir müssen stärker den vorschulischen Bereich in den Blick nehmen. Zukunft wird sich in den ersten 36 Monaten entscheiden.
· Wir brauchen ein stärkeres Miteinander der Generationen (Mehrgenerationenhäuser).

· Wir müssen die Potenziale des Alters stärker nutzen.

· Wir müssen die Besonderheit der einzelnen Lebensphasen stärker herausarbeiten.

· Wir müssen etwas für tatsächliche Gleichberechtigung tun.

· Wir brauchen eine stärkere Betonung von Erziehung, ein stärkeres Bekenntnis sowohl zu Leistung, als auch zu Werten.
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